
Für das Nachschlagewerk*
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz? BGB §§ 323 Abs 3, 818 Abs 3«

Rechtssatzs Hat der Empfänger von Vorauszahlungen auf nicht 
mehr durchgeführte Kriegslieferungen gegenüber 
dem auf § 323 Abs 3 BGB gestützten Anspruch 
auf Rückgewähr der Vorschüsse dargetan, daß er 
die ihm gezahlten Beträge in seinem Werk inve­
stiert hatte? daß dieses durch Kriegseinwirkung 
und Demontage völlig vernichtet worden ist und 
daß. ihm auch sonst keine realisierbaren Vermö­
genswerte verblieben sind, so ist grundsätzlich 
anzunehmen? daß der Empfänger nicht mehr be­
reichert ist«

Aktenzeichen? II ZR 78/54
Urt0 d, BGH v0 28„ Juni 1956 OLG Köln
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als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

m  dem Rechtsstreit

der Firma 
vertreten 
in Hl
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durch den Dipl Be^^Pstr

a g , b p p p ,
-Volkswirt Gerhard

- Prozeßbevollmächtigter:
Klägerin und Revisionsklägerin
Rechtsanwalt Prof0 B:

gegen

die Firma A ^P-S^^P GmbH in P P P / R l B ,  
vertreten durch den Ing» Walter S c h B H l i P  in S o 9 $

Beklagte und Revisionsbeklagte
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br»

hat der II» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 5* April 1956 
unter Mitwirkung der Bundesrichtef Br« Selowsky- Br«Haidinger 
Br» Fischer, Artl und Br» Haager

für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 4» Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Köln vom 29« Januar 1954 
wird auf Kosten der Klägerin zurückgewiesen«•

♦*

Von Rechts wegen
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Tatbestand^

Die Rechtsvorgängerin der Klägerin, eine GmbH, die ebenso 
wie die Klägerin als Rüstungsfirma im Aufträge des Deutschen 
Reiches Flugmotoren für die Luftwaffe herstelite, gab der Be­
klagten im Jahre 1942 oder 1943 einen Betrag von 300.000 FH 
zur Vorfinanzierung künftiger Lieferungen von Einspritzpumpen, 
die für Flugmotoren benötigt wurden.

Im Jahre 1944 wurde die Klägerin, die Firma K f l H B -
ACI, mit dem Sitz in gegründet 9 wobei sie

das Vermögen der GmbH übernähme Sie setzte die Geschäftsbe­
ziehungen mit der Beklagten fort0 Genaue Einzelheiten der ge­
troffenen Vereinbarungen über die Vorfinanzierung und der Ver­
rechnung liegen nicht vor«, Ende 1944 wies die Bilanz der Klä­
gerin noch eine Restforderung von 163«229,60 HM gegen die 
Beklagte auf.

Mit der im Januar 1952 erhobenen Klage verlangte zunächst 
die Bundesrepublik Deutschland als Treuhänderin über das Ver­
mögen der Kfl^H^P-D^^-MflUK-AG in BfllP Zahlung des Um- 
stellungsbetrages der Restforderung im Verhältnis 10 s 1 in 
DM; also 16.322,96 DM nebst 6 $ Zinsen seit dem 28. Mai 1946c 
Im Verlaufe des ersten Rechtszuges ist der auf Grund des § 3 
Abs 1 des sog. Vorsclmltgesetzes vom 21, Juli 1951 bestellte 
Verwalter namens der AG in den Rechtsstreit eingetreten.

Die Beklagte hält sich zur Zahlung nicht für verpflich­
tet. Sie wendet ein, die 300.000 RM seien ihr als Anzahlung 
auf von ihr durchzuführende Lieferungen gegeben worden» So­
weit die Anzahlung nicht durch ihre Gegenleistungen ausge­
glichen sei, greife nur die Bereicherungsklage Platz» Dieser 
gegenüber könne sie sich auf den Wegfall der Bereicherung 
•berufen, da sie ihre gesamten Anlagen, Vorräte und Maschinen 
ihres Betriebes und damit praktisch ihr gesamtes Aktivvermö­
gen verloren habe« Hilfsweise stelle sie Rüstungsforderungen 
an das Deutsche Reich.zur Aufrechnung»

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3 • *

Das Landgericht verurteilte nach Beweisaufnahme die Bs~ 
klagte zur Zahlung von 16«322,96 DM nebst 6 fo Zinsen seit dem 
24o April 1952 und wies den weitergehenden Zinsanspruch ab*
Es hat mit Rücksicht hierauf der Klägerin 1/4 der Kosten des 
Rechtsstreits auferlegt«

Gegen dieses Urteil legte die Beklagte Berufung e:in 
mit dem Ziele auf Abweisung der zuerkannten Forderung, wäh­
rend die Klägerin mit ihrer Anschlußberufung beantragte, der 
Beklagten die gesamten Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen,.

Die Berufung führte zur Abweisung der Klage im vollen 
Umfange, während die Anschlußberufung der Klägerin zurüekge- 
wi.esen wurde.

Mit der Revision erstrebt die Klägerin die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils zur Hauptsache mit 
der Maßgabe„ daß der Beklagten die gesamten Kosten des Rechts 
Streits auferlegt werden, während die Beklagte beantragt, die 
Revision zurückzuweisen.

scheidungsgründe g

I, Das Berufungsgericht hat keine Feststellung darüber 
getroffen, ob die Klägerin, wie sie im ersten Rechtszuge be­
hauptet hatte, ihren Sitz schon vor dem Zusammenbruch nach 

verlegt hat. Es nimmt an, daß die Beschlagnahme des 
Werkes der Klägerin in der Tschechoslowakei die Forderungen 
der Klägerin gegen ihre Schuldner im*Bundesgebiet nicht er­
faßt habe« Dies ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden« 
Hierfür kann dahingestellt bleiben, ob die Klägerin ihren 
Sitz in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland verlegt 
hat o
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Der auf Grund von § 3 Abs 1 des Gesetzes zur vorläufi­
gen Regelung der Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens und 
der preußischen Beteiligungen vom 21, Juli 1931 (BGBl I, 46/) 
bestellte Verwalter ist befugt, die Rechte wehrzunehmen, die 
der als Klägerin auftretenden AG gegen Schuldner im Bundes­
gebiet erwachsen sind» Hiergegen werden von der Beklagten 
auch keine Bedenken vorgetragen,

IIv Während das Landgericht angenommen hatte, die Be­
klagte habe den Betrag von 300,000 DM als Darlehen erhalten., 
ist das Berufungsgericht der Ansicht, daß es sich um eine 
Vorauszahlung auf die von der Beklagten zu liefernden Ein­
spritzpumpen handele und daß die Beklagte zur Rückgabe der 
ihr erbrachten Vorleistung ,lediglich nach den Vorschriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
verpflichtet sei, sich aber mit Erfolg auf den Wegfall der 
Bereicherung berufen könne« Es hält auf Grund der Beweisauf­
nahme für erwiesen, daß das gesamte Werk der Beklagten in 
K ö f l B B  nebst allen Baulichkeiten, Maschinen und Vor­
räten an Halb- und Fertigfabrikaten restlos uiid ersatzlos 
enteignet, demontiert und zum Teil gesprengt worden sei..
Da das von der Klägerin hergegebene Geld in diesem Werk in­
vestiert gewesen sei, teils in Form von Maschinen, Halb- 
lind Fertigfabrikaten usw,, sei die Feststellung gerechtfer­
tigt, daß die Beklagte nicht mehr bereichert sei«

1-) Die Revision vertritt demgegenüber unter Berufung 
auf die Aussage des Zeugen Mü^^ldie Auffassung, es handele 
sich um einen Betriebskredit, der mit Rücksicht auf die Ge­
schäftsverbindung zwischen den Beteiligten und dem Auftrag­
geber Deutsches Reich gegeben worden sei, nicht aber um eine 
Vorauszahlung für künftige Lieferungen, möge auch eine Ver­
rechnung mit künftigen Kaufpreisforderungen der Beklagten ver­
einbart gewesen sein« Der Klägerin stehe daher ein vertrag­
licher Anspruch auf Rückzahlung aus einem mit der Beklagten 
geschlossenen Darlehensvertrag zu«



Mit diesem Angriff kann die Revision deshalb nicht cUirĉ  
dringen^ weil weder der Tatsachenvortrag der Klägerin noch 
die Beweisaufnahme ihre rechtliche Beurteilung der ums umt- 
tenen Vorfinanzierung rechtfertigen:, Nachdem die Parteien 
übereinstimmend vorgetragen hatten«; es habe sich um eine An­
zahlung auf künftige Lieferungen der Beklagten und in diesem 
Sinne um eine Vorauszahlung gehandelt (vgl die Klageschrift 
S 2, die Schriftsätze der Klägerin vom 27,März 1952 S 2 und 3 
und vom 10.» April 1952 S 2 einerseits und die Klagebeaivewo?;- 
tung vom 60 Februar 1952 sowie den weiteren Sachvortrag der 
Beklagten andererseits), hat erst der Zeuge (Prokurist
der Firma K ^ H ^ - H u ^ H ^ - D ^ ^ ^ - A G )  bei seiner Vernehmung 
im ersten Rechtszuge am 23- Juni 1952 von einem Darlehen ge­
sprochen« Das Landgericht hat diese rechtliche Einordnung 
aufgegriffen« ohne dies zu begründen. Die Aussage des Zeugen 
MüVflB spricht aber im Tatsächlichen nicht für Darlehen? son­
dern für eine Vorauszahlung, Der Unterschied ist wegen se?n°r 
rechtlichen Folgen insofern bedeutsam, als im Falle der Vor­
auszahlung niemals die Darlehensklage Platz greift (RG JW 
1912. 684-), sondern-unter den hier vorliegenden Voraussetzun­
gen nur ein Bereicherungsanspruch in-Frage kommen kann« Zum 
Begriffe des Darlehens ist wesentlich, daß Geld oder andere 
vertretbare Sachen in der Absicht der Kreditgewährung mit der 
Verpflichtung des Empfängers zur Erstattung gegeben werden. 
Sind sie aber als Vorausleistung in der Erwartung einer Ge­
genleistung auf Grund einer bestehenden oder einer evtl.» 
Schuld gegeben^ so handelt es sich nicht um ein Darlehen;, 
sondern um eine Vorauszahlung sei es auf eine bestehende 
noch nicht fällige oder auf eine künftig entstehende Schuld. 
Das Berufungsgericht hat den Zeugen M ü ^ p  erneut vernommen. 
Auch diese Aussage steht der Ausführung des Berufungsgerichts 
es handele sich, wie die Beweisaufnahme eindeutig ergeben 
habe., nicht um ein Darlehen, sondern um eine Vorauszahlung 
auf die von der Beklagten zu liefernden Einspritzpumpen im 
Tatsächlichen nicht entgegen« Die Revision macht auch keinen 
Umstand geltend, der auf die Willensrichtung der Beteiligten
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soliliessen läßt, keine Anzahlung zu leisten, sondern ein. 
Darlehen zu gewähren* Wenn sie ausführt, die Finanzierung 
der Rüstungsfirmen durch das Reich sei praktisch durch eine 
Finanzierung durch die beteiligten Firmen abgelöst worden, 
so ergibt sich daraus nicht notwendig* daß die Willensrirb- 
tung der Beteiligten auf eine Finanzierung in Form eines 
Darlehens gegangen sei­

lst hiernach davon auszugehen* daß es sich um eine Vor­
auszahlung auf künftige Lieferungen handelt-, so kann der 
durch Lieferungen nicht verbrauchte Teil der vorausgezahlter. 
Summe in Anwendung des § 323 Abs 3 BGB nach den Vorschriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zu­
rückgefordert werden*

2.) Dieser Anspruch ist nach rechtlichen und wirtschaft­
lichen Gesichtspunkten in sich beschränkt auf die im maßgeben­
den Zeitpunkt (§ 818 Abs 4 BGB) vorhandene Bereicherung. Um 
den Umfang der Bereicherung festzustellen, ist der Vermögens­
stand des Bereicherten zur Zeit der Rechtshängigkeit des Ei— 
reicherungsanspruchs in Betracht zu ziehen- Dabei sind al? 
Vermögensminderung die Nachteile zu berücksichtigen, die mit 
dem die Grundlage des Bereicherungsanspruchs bildenden Tat­
bestand in einem ursächlichen Zusammenhang stehen (vgl RGZ 
105} 29 /317). Entstanden ist der Bereicherungsenspruch mit 
der tatsächlichen und endgültigen Unmöglichkeit der Beklag­
ten* weitere Einspritzpumpen an die Klägerin zu liefern« Die­
ser Zeitpunkt kann hier, anders als in dem von dem I. Zivilse­
nat des Bundesgerichtshofs durch Urteil vom 15« März- 1955 
- I ZR 173/53 -> WM 55? 1170, Betrieb S 429} entschiedenen 
Falle, nicht erst durch das im Kontrollratsge3etz Nr 23 vom 
10. April 1946 (KRAB1 S 136) ausgesprochene Verbot der Her­
stellung von militärischen Einrichtungen jeder Art bestimmt 
werden, sondern fällt mit der schon endgültig eingetretenen 
Unmöglichkeit, der Klägerin weiteres Kriegsmaterial (Einspri.tz-
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pumpen) zu liefern, zusammen« Insoweit führte die Vorauszah­
lung in Verbindung mit dem Wegfall der Verpflichtung der Be­
klagten, der Klägerin weitere Einspritzpumpen bis zur Hölio 
des Gesamtbetrages zu liefern, zu einer Bereicherung der Be­
klagten,« Beide Vorgänge bilden den die Bereicherung verursa­
chenden Tatbestand,

Der Bereicherungsschuldner, der sich auf den Wegfall 
der Bereicherung berufen will, kann dem in dem Bereicherangs­
vorgang liegenden Vorteil nur solche Nachteile entgegenhalten 
die mit den erlangten Vorteilen in einem ursächlichen Zusam­
menhang stehen« Verluste, die ohne diesen Zusammenhang evn- 
getreten sind, können die Bereicherung nicht mindern i.vgü 
Urt des erkennenden Senats vom 25.» Juni 1952 - II ZR 295/51 - 
LM § 818 Abs 3 Nr 2, Betrieb 1952, 623; BB 1952, 734). Rin 
ursächlicher Zusammenhang ist aber grundsätzlich dann dargs- 
tan, wenn nachgewiesen ist, daß das gesamte Aktivvermögen 
den Bereicherungsanspruch nicht mehr deckt (vgl RG JW 1908? 
404; OLG Braunschweig DRZ 49» 307; Palandt, BGB § 818 Anm 6 
Ae)« Denn in einem solchen Palle kann angenommen werden 
daß der umfassende Vermögensverlust auch die beim Bereiche­
rungsschuldner auf Kosten des Bereicherungsgläubigers ent­
standene Bereicherung erfaßt und in Wegfall gebracht hat 
und es ist dann nicht zu prüfen, welche Verluste im einzel­
nen mit der Bereicherung im.Zusammenhang stehen. Bei einer 
solchen Sachlage ist auch der Umstand ohne Bedeutung, daß 
der Bereicherungsschuldner bei der Erfüllung von Lieferungs­
verpflichtungen die Gefahr für den Verlust vollständig oder 
teilweise hergestellter Waren zu tragen hatte. Dies verkennt 
die Revision, wenn sie sich auf die vorgenannten Entschei­
dungen des erkennenden Senats vom 25» Juni 1952 - II ZR 
295/51 ~ und des I. Zivilsenats vom 15» März 1955 - I ZP. 
173/53 - sowie auf das nicht veröffentlichte Urteil de«
IV, Zivilsenats des BGH vom 25« Januar 1956 - IV ZR 113/55 - 
beruft a

4 ■
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Das Berufungsgericht nimmt auf Grund des insoweit in 
den Voriinstanzen nicht bestrittenen Saehvcrtrags der Beklag­
ten an,, daß sie das von der Klägerin hergegebene Geld in dem 
Werk in K ö f l H B I K  investiert hätte, teils in Form von Ma­
schinen, Halb- und Fertigfabrikaten usw,? und stellt fest, 
daß das gesamte Werk der Beklagten mit allem Inventar rest­
los und ersatzios enteignet, demontiert und zum Teil gesprengt 
worden ist. Daß der Beklagten darüber hinaus noch irgendwel­
che realisierbaren Forderungen verblieben seien, ist in den 
Vorinstanzen nicht behauptet worden«. Deshalb ist nicht zu be­
anstanden, wenn das Berufungsgericht dieser Frage nicht von 
sieh aus nachgegangen ist. Die Eeklagte hatte zwar vorgetra­
gen, daß sie aus Lieferungen und Leistungen Forderungen an 
das Deutsche Reich habe, die sie zur Aufrechnung steile,, die­
se Forderungen stellen jedoch keinen zur Zeit realisierbaren 
Wert daro

Wenn die Revision in der schriftlichen Revisionsbegrün- 
dong geltend macht, der Beklagten stünden Ersatzansprüche 
aus dem Demontageausgleichgesetz vom 19o Mai 1948 (V0B1 Britz 
1948, 131) in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 1008,1949 
(V0B1 BritZ S 386) zu, so kann dahingestellt bleiben, ob 
auf Grund dieses Gesetzes der Beklagten irgendeine Hilfe 
hätte gewährt werden können» Denn die Klägerin hat in den 
Tatsacheninstanzen dies weder behauptet noch geltend gemacht, 
daß die Beklagte'versäumt habe, einen wirtschaftlichen Aus­
gleich für die entstandenen Verluste herbeizuführen» Ob das 
geplante Kriegsfolgenschlußgesetz Ersatzansprüche für Demon­
tageschäden oder eine Teilbefriedigung für die im Interesse 
der Rüstung ausgeführten Leistungen der Beklagten gewähren 
wird, ist zur Zeit jedenfalls ungewiß» Die Eeklagte hat der 
Klägerin die Abtretung.ihrer Ansprüche an das Reich engebo­
ten» Mehr kann die Klägerin bei dieser Sachlage zur Zeit 
nicht verlangen» Ist ihr Zahlungsanspruch aber jedenfalls



zur Zeit nicht begründet» so war die Revision der Klägerin 
mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen0

Dr,.Selowsky Dr<>Haidinger Dr* Rischer Artl Dr„Haager
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